
STRAFVERFAHREN gegen / X 

S C H L U S S A N T R Ä G E D E S G E N E R A L A N W A L T S 

C A R L O T T O L E N Z 

vom 31 . Mai 1988 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

A — Sachverhalt 

1. In dem zur Entscheidung stehenden Ver­
fahren ist auf ein Vorabentscheidungsersu­
chen des Pretore von Turin zur Auslegung 
der Richtlinie 80/778/EWG des Rates vom 
15. Juli 1980 über die Qualität von Wasser 
für den menschlichen Gebrauch ' zu ant­
worten. 

2. Mit der Richtlinie werden Richtwerte 
und bestimmte Höchstwerte für die Schad­
stoffbelastung des für den menschlichen Ge­
brauch bestimmten Wassers festgelegt. Die 
Grenzwerte der Richtlinie sind durch De­
creto del Presidente del Consiglio dei Mini­
stri vom 8. Februar 1985 zur Durchführung 
der Richtlinie in innerstaatliches Recht um­
gesetzt worden. 

3. Durch Laboruntersuchungen hatte sich 
herausgestellt, daß in einigen Brunnen die 
Grenzwerte für einzelne Bestandteile über­
schritten waren. Es waren gleichzeitig je­
doch keine Maßnahmen ergriffen worden, 
um den Gebrauch des Wassers für die 
menschliche Versorgung zu verhindern. 
Deshalb war ein Strafverfahren gegen Un­
bekannt wegen des Vergehens der Unterlas­

sung von Amtshandlungen nach Artikel 328 
Codice penale eingeleitet worden, in dessen 
Rahmen die vom Pretore von Turin vorge­
legten Fragen relevant wurden. Von dem 
die Grenzwerte festlegenden Dekret sind 
durch mehrere ministerielle Erlasse sowie 
dazu ergangene Ausführungsregelungen der 
piemontesischen Regionalverwaltung Ab­
weichungen zugelassen worden, deren Ver­
einbarkeit mit der Richtlinie in Frage steht. 
Ihre Zulässigkeit unterstellt, würden sich die 
erhöhten Schadstoffwerte im Bereich der 
zeitweilig erlaubten Grenzen bewegen, so 
daß in Ermangelung der tatbestandlichen 
Voraussetzungen einer Straftat das ange­
strengte Ermittlungsverfahren einzustellen 
wäre. 

4. Der Pretore von Turin legt dem Ge­
richtshof im Rahmen eines Vorabentschei­
dungsersuchens folgende Frage zur Ent­
scheidung vor: 

„Ist die Richtlinie 80/778/EWG, insbeson­
dere Artikel 10 Absatz 1 dahin gehend aus­
zulegen, daß die Mitgliedstaaten befugt 
sind, Abweichungen in der Art und unter 
den Umständen einzuführen, wie dies durch 
die genannten Beschlüsse des Gesundheits­
ministeriums und der Region Piemont ge­
schehen ist?" 

Für die näheren tatsächlichen Umstände 
und das Vorbringen der Verfahrensbeteilig­
ten wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. 1 — ABl. L 229 vom 30. 8. 1980, S. 11. 
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B — Stellungnahme 

I — Zur Zuiässigkeit 

5. Die Zuiässigkeit des vorgelegten Vorab­
entscheidungsersuchens erscheint unter 
mehreren Gesichtspunkten zweifelhaft. Die 
Bedenken ergeben sich sowohl aus dem 
Verfahrensstadium des Ausgangsrechtsstreits 
als auch aus der Formulierung der Vorlage­
frage. 

6. Nach Artikel 177 Absatz 2 EWG-Ver­
trag kann ein „Gericht" eines Mitgliedstaa­
tes dem Gerichtshof eine Frage vorlegen, 
deren Beantwortung es für den Erlaß eines 
„Urteils" für erforderlich hält. Ob der vor­
legende Pretore den Anforderungen an ein 
„Gericht" im Sinne der Vorschrift genügt, 
orientiert sich an der Auslegung des Ge­
richtshofes, die dem autonomen Rechtsbe­
griff einen weiten Inhalt verliehen hat. Ge­
richt ist daher jede unabhängige Instanz, die 
zur Streitentscheidung berufen ist. Es muß 
sich um eine obligatorische Gerichtsbarkeit 
als ständige Einrichtung auf gesetzlicher 
Grundlage handeln, die durch Anwendung 
von Rechtsnormen zur Entscheidung eines 
streitigen Verfahrens errichtet ist2. Seit dem 
Urteil in der Rechtssache 162/733 hat der 
Gerichtshof auf das Element des „streitigen 
Verfahrens" verzichtet, so daß auch jeder 
Rechtsstreit, an dem der Staat — auch in 
Wahrnehmung hoheitlicher Funktionen — 
beteiligt ist, potentiell zur Vorlage berech­
tigt. 

7. Die verfahrensrechtliche Position des 
Pretore ist nun vor diesem Hintergrund des­
halb problematisch, weil er im Ermittlungs­

verfahren zweierlei von ihrer Rechtsnatur 
her unterschiedliche Aufgaben wahrnimmt. 
Bei der Ermittlung und Aufklärung des 
Sachverhalts wird er im Rahmen der Zu­
ständigkeiten der Staatsanwaltschaft tätig; 
wohingegen er sowohl bei der Einstellung 
des Verfahrens als auch bei Verurteilungen 
richterliche Funktionen wahrnimmt. Da der 
vorlegende Pretore von Turin die Antwort 
des Gerichtshofes für seine verfahrenslen­
kende Entscheidung, ob er die Ermittlungen 
weiterverfolgen oder aber das Verfahren 
einstellen soll, benötigt, muß er im weitesten 
Sinne als „Gericht" nach Artikel 177 Absatz 
2 EWG-Vertrag betrachtet werden. Im übri­
gen hat der Gerichtshof erst im Juni vergan­
genen Jahres (Rechtssache 14/864) eine 
Vorlage des Pretore von Salò in einer ver­
fahrensrechtlich gleichgelagerten Situation 
für zulässig erachtet. 

8. Damit wurde das Element der „Erfor­
derlichkeit der Entscheidung des Gerichts­
hofes zum Erlaß eines Urteils" implizit be­
jaht, wobei die Beurteilung des Vorliegens 
dieser Voraussetzungen grundsätzlich in das 
Ermessen des vorlegenden Gerichts gestellt 
ist5. Der Gerichtshof hat es in der zitierten 
Rechtssache 14/86 deshalb auch bei der 
Feststellung bewenden lassen, daß der Pre­
tore, wenn auch nicht typischerweise und in 
allen seinen Funktionen, richterliche Aufga­
ben wahrnimmt. Die Vorlagefrage wurde 
bei Ausübung der allgemeinen Zuständig­
keiten des Pretore relevant, der dazu beru­
fen ist, unabhängig und nur an das Recht 
gebunden tätig zu sein. Nach der zitierten 
Rechtsprechung (Rechtssache 14/866) ist 
das ausreichend, um den formellen Anfor­
derungen an Artikel 177 Absatz 2 zu genü­
gen. 

2 — Urteil vom 30. Juni 1966 in der Rechtssache 61/65, Vaas-
sen-Göbbels, Slg. 1966, 584. 

3 — Urteil des Gerichtshofs vom 21. Februar 1974 in der 
Rechtssache 162/73, Birra Dreher/Amministrazione delle 
finanze dello Stato, Slg. 1974, S. 201. 

4 — Urteil des Gerichtshofs vom 11. Juni 1987 in der Rechts­
sache 14/86, Pretore di Salò/X, Sig. 1987, 2545. 

5 — Urteil vom 16. Dezember 1981 in der Rechtssache 244/80, 
P. Foglia/M. Novello, Slg. 1981, 3045, Randnrn. 15 ff. 

6 — A. a. O., Randnr. 7. 
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9. Meines Erachtens handelt es sich bei die­
ser verfahrensrechtlichen Konstellation um 
einen Grenzfall. Dabei muß man auch die 
weiteren Umstände berücksichtigen, wenn 
man die Rechtssache für zulässig erklären 
will. Mitgliedstaatlichen Instanzen soll nicht 
die Möglichkeit eingeräumt werden, dem 
Gerichtshof abstrakte Rechtsfragen vorzule­
gen, da dies den Charakter des Vorabent-
scheidungsverfahrens — jedenfalls in der 
Form, wie ihn der Gerichtshof bisher defi­
niert hat7 — verändert. Bei dieser Betrach­
tung ist auch zu berücksichtigen, daß das 
Ausgangsverfahren ein Ermittlungsverfahren 
gegen Unbekannt ist, ein konkreter Beschul­
digter noch nicht aktenkundig ist. Dieses 
Moment ist dann kein Zulässigkeitshinder-
nis, wenn man, wie schon bei der Qualifi­
zierung des Pretore als „Gericht", auf die 
Einstellungsentscheidung abstellt. Gerade 
um diese richterliche Entscheidung treffen 
zu können, bedarf der Pretore von Turin 
der Antwort des Gerichtshofes. Wenn sie 
die maßgebliche Bezugsgröße darstellt, kön­
nen auch keine Bedenken wegen eines mög­
licherweise verfrühten Zeitpunkts8 der Vor­
lage des Vorabentscheidungsersuchens ent­
stehen. Der Einwand, das Verfahren nach 
Artikel 177 EWG-Vertrag sei überflüssig, ist 
dann auch hinfällig. Durch eine materielle 
Entscheidung des Gerichtshofes werden 
dem vorlegenden Richter erst Kriterien ver­
mittelt, das Vorliegen eines Straftatbestan­
des zu beurteilen. 

10. Die Rechtslage stellt sich dann anders 
dar, wenn man nicht von der Einstellung, 
sondern vom Fortgang des Verfahrens aus­
geht. Wird erst nach Einholung des Vorab-
entscheidungsurteils ein konkreter Beschul­
digter ausgemacht, so kann der Grundsatz 

des rechtlichen Gehörs tangiert sein. Dieser 
hat für den Zwischenstreit vor dem Ge­
richtshof in Artikel 20 Absatz 2 der Satzung 
des Gerichtshofes (EWG) seinen Nieder­
schlag gefunden. Danach können unter an­
derem „die Parteien" binnen zwei Monaten 
nach Zustellung des Vorabentscheidungser­
suchens beim Gerichtshof Schriftsätze ein­
reichen. 

11. Der Hinweis, daß es dem vorlegenden 
Gericht freistehe, den Gerichtshof in einem 
späteren Verfahrensstadium anzurufen, und 
daß dieses Gericht seinerseits verpflichtet 
sei, den Grundsatz des rechtlichen Gehörs 
zu beachten, ist meines Erachtens letzlich 
nicht geeignet, die Bedenken hinsichtlich 
des gemeinschaftsrechtlich verankerten, für 
das Verfahren vor dem Gerichtshof zu be­
achtenden Rechtsgrundsatzes auszuräumen. 
Dies um so weniger, als die Prozeßparteien 
des Ausgangsrechtsstreits kein selbständiges 
Antragsrecht zur Anrufung des Gerichtshofs 
haben. 

12. Man sollte hier vielmehr auf die kon­
krete prozeßrechtliche Situation abstellen, 
so wie sie sich im Zeitpunkt des Verfahrens 
vor dem Gerichtshof darstellt. Dabei ist 
auch die Konsequenz aus dem einmal einge­
schlagenen Weg zu ziehen, daß nämlich das 
Ausgangsverfahren in dem maßgeblichen 
Stadium bereits einen zur Anbringung eines 
Vorabentscheidungsersuchens berechtigen­
den Rechtsstreit darstellt. Demnach gibt es 
noch keinen Beschuldigten, dessen rechts­
staatliche Verfahrensgarantien verletzt wer­
den könnten. Die rein gedankliche, ab­
strakte Rechtsverletzung, die keinem kon­
kreten Rechtsträger zugeordnet werden 
kann, ist daher meines Erachtens kein Ver­
fahrenshindernis. Obwohl es sich hier um 
einen Grenzfall handelt, kann man mit der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes (Rechts­
sache 14/86) das Vorabentscheidungsersu-

7 — Rechtssache 244/80, a. a. O. 
8 — Siehe zum Verfahrensstadium des Ausgangsverfahrens im 

Vorabentscheidungsverfahren das Urteil vom 10. März 
1981 in den verbundenen Rechtssachen 36 und 71/80, Irish 
Creamery Milk Suppliers Association u. a./Irische Regie­
rung u. a., Sig. 1981, 735. 
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chen hinsichtlich der verfahrensrechtlichen 
Situation im Ausgangsrechtsstreit für zuläs­
sig halten. 

13. Allerdings bestehen in der vorliegenden 
Rechtssache noch Bedenken angesichts der 
Formulierung der Vorlagefrage. So wie sie 
der Pretore von Turin gestellt hat, ist sie 
eine Frage nach der Vereinbarkeit mitglied­
staatlichen Verhaltens mit Gemeinschafts­
recht. Dies zu beurteilen ist nicht Aufgabe 
des Gerichtshofes im Vorabentscheidungs-
verfahren. Über das gemeinschaftskonforme 
Verhalten der Mitgliedstaaten wacht die 
Kommission, die im Falle eines Verstoßes 
das Vertragsverletzungsverfahren nach Arti­
kel 169 EWG-Vertrag durch Abgabe einer 
mit Gründen versehenen Stellungnahme ein­
leitet. Die Befassung des Gerichtshofes mit 
der Frage nach der Vereinbarkeit mitglied­
staatlichen Verhaltens mit Gemeinschafts­
recht kann auch nicht über den Umweg des 
Vorabentscheidungsverfahrens in die Kom­
petenz der innerstaatlichen Gerichte überge­
hen. Die mitgliedstaatlichen Gerichte sollen 
vielmehr in eigener Verantwortung die Ver­
einbarkeit staatlichen Handelns mit der Ge­
meinschaftsrechtsordnung überprüfen und 
gegebenenfalls die Konsequenzen daraus 
ziehen. Bei dieser Aufgabe ist der Gerichts­
hof lediglich durch die Auslegung des Ge­
meinschaftsrechts behilflich. 

14. Der Gerichtshof weist jedoch eine un­
genau gestellte Vorlagefrage nicht ohne 
weiteres als unzulässig zurück. In ständiger 
Rechtsprechung9 prüft er unter Berücksich­
tigung der tatsächlichen und rechtlichen 
Umstände die Relevanz der gemeinschafts­
rechtlichen Fragestellung. Durch eine Um-

formulierung der Frage und die darauf zu 
erteilende Antwort bemüht sich der Ge­
richtshof, dem innerstaatlichen Gericht Kri­
terien an die Hand zu geben, die bei der 
Lösung des konkreten Falles hilfreich sind 10. 

15. Bei verständiger Würdigung kann die 
Vorlagefrage des Pretore von Turin als eine 
Frage nach der Definition der Tatbestands­
merkmale der Ausnahmeregelung des Arti­
kels 10 der Richtlinie 80/778/EWG umge­
deutet werden. Die Vorlagefrage ist daher 
inhaltlich dahin zu verstehen, unter welchen 
Voraussetzungen die nationalen Behörden 
ermächtigt sind, nach Artikel 10 Absatz 1 
der Richtlinie 80/778/EWG eine Über­
schreitung der in Anhang I aufgeführten 
zulässigen Höchstkonzentrationen zuzulas­
sen. Mit diesem Inhalt ist das Vorabent­
scheidungsersuchen des Pretore von Turin 
zulässig. 

II — Zur Sache 

16. Um dem vorlegenden Gericht eine Aus­
legungshilfe für die Anwendung des Ge­
meinschaftsrechts zu geben, ist eine Kon­
kretisierung der tatbestandlichen Vorausset­
zungen der Ausnahmeregelungen der Richt­
linie 80/778/EWG erforderlich. Dies hat 
vor dem Hintergrund der allgemeinen Ziel­
setzung des Gemeinschaftsrechtsakts und 
seiner Systematik zu erfolgen. 

17. Die Kommission vertritt die Ansicht, die 
Richtlinienhöchstwerte seien streng zu be­
achten, wobei von den Abweichungsmög­
lichkeiten nur restriktiv Gebrauch gemacht 
werden könne. Dagegen nimmt die italieni­
sche Regierung einen relativ weiten Ermes­
sensspielraum bei der Beurteilung des Vor-

9 — Siehe das Urteil vom 29. November 1978 in der Rechts­
sache 83/78, Pigs Marketing Board/Raymond Redmond, 
Slg. 1978, 2347, und zuletzt das Urteil vom 20. April 1988 
in der Rechtssache 204/87, Bekaert/Französische Repu­
blik, Slg. 1988, 2029. 10 — Rechtssache 204/87, a. a. O., Randnrn. 5 ff. 
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liegens der zu Abweichungen berechtigen­
den Bedingungen für sich in Anspruch. 

18. Der Erlaß der Richtlinie ist motiviert 
von den Überlegungen, gleiche Wettbe­
werbsbedingungen in der gesamten Gemein­
schaft herzustellen, eine harmonische Ent­
wicklung des Wirtschaftslebens zu verwirk­
lichen und gleichzeitig eine Verbesserung 
der Lebensbedingungen zu erzielen (Erwä­
gungsgründe 2 und 3). Was die Qualitäts­
normen für die Trinkwassergewinnung an­
belangt, so wurde bereits im Juni 1975 eine 
Gemeinschaftsrichtlinie erlassen11. Der An­
wendungsbereich der Richtlinie 80/778/ 
EWG ist weiter, umfaßt aber auch die 
Oberflächenwasser für die Trinkwasserver­
sorgung, so daß sie für diesen Bereich zu­
sätzliche Qualitätsanforderungen aufstellt. 

19. Den Mitgliedstaaten ist nun gestattet, 
Abweichungen von den Qualitätsnormen 
der Richtlinie vorzunehmen. Hierzu berech­
tigen verschiedene Sachverhalte: Artikel 9 
der Richtlinie bildet dabei die Rechtsgrund­
lage für Abweichungen bei besonderen geo­
graphischen und meteorologischen Bedin­
gungen. Nach Artikel 20 der Richtlinie kann 
in nicht näher definierten „außergewöhnli­
chen Fällen" die Umsetzungsfrist für be­
stimmte Werte verlängert werden. Artikel 10 
stellt außerdem eine Kompetenznorm für 
Abweichungen von den Werten des An­
hangs I bei „Notfällen" dar. 

20. In den Erwägungsgründen der Richtli­
nie (11. Erwägungsgrund) wird ausdrücklich 
darauf hingewiesen, daß die Mitgliedstaaten 

ermächtigt werden, Abweichungen von der 
Richtlinie vorzunehmen, um „besonderen 
Gegebenheiten Rechnung zu tragen". Diese 
Formulierung deutet bereits darauf hin, daß 
der Richtlinie eine gewisse Anpassungsfä­
higkeit an außergewöhnliche Umstände ver­
liehen werden soll, was für eine nachgiebige 
Verfolgung der Grenzwerte beziehungs­
weise eine großzügige Auslegung der Aus­
nahmetatbestände spricht. Außerdem ist 
diese „Flexibilität" bei der Anwendung im 
Richtlinientext sämtlicher Gemeinschafts­
sprachen 12 außer in der deutschen und eng­
lischen Fassung ausdrücklich erwähnt. Unter 
diesen Umständen ist die Richtlinie so aus­
zulegen, daß die Anpassungsfähigkeit bezie­
hungsweise Flexibilität gewährleistet wird. 
Dies ist fast allen sprachlichen Fassungen 
ausdrücklich zu entnehmen und wider­
spricht auch nicht dem Inhalt der deutschen 
und englischen Formulierungen. Die so for­
mulierte Intention für die Anwendung der 
Richtlinie in den Mitgliedstaaten berechtigt 
zu einer Abweichung von der Regel der re­
striktiven Auslegung von Ausnahmetatbe­
ständen. Denn das erklärte Ziel der Flexibi­
lität kann nur über eine entsprechende 
großzügige Anwendung der Ausnahmerege­
lungen erreicht werden. 

21. Was nun die Umsetzung der Richtli­
nienbestimmungen betrifft, ist es gleichgül­
tig, welcher Rechtsform sich die Mitglied­
staaten bedienen 13. Es ist deshalb für die ge­
meinschaftsrechtliche Betrachtung unerheb­
lich, ob sämtliche Richtlinienbestimmungen 
in einem einheitlichen Rechtsakt, dem zi­
tierten Decreto del Presidente del Consiglio 
dei Ministri vom 8. Februar 1985, in die 
mitgliedstaatliche Rechtsordnung umgesetzt 
wurden oder aber die Ausnahmebestimmun-

11 — Richtlinie 75/440/EWG des Rates vom 16. Juni 1975, ABl. 
L 194, S. 26. 

12 — In dänischer Sprache: en vis smidighed, 
in griechischer Sprache: enilixir, 
in spanischer Sprache: una cierta flexibilidad, 
in französischer Sprache: une certaine Souplesse, 
in italienischer Sprache: una certa elasticità, 
in niederländischer Sprache: een zekere soepelheid, 
in portugiesischer Sprache: uma certa flexibilidade. 

13 — Artikel 189 EWG-Vertrag. 
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gen durch gesonderte Rechtsakte in natio­
nales Recht umgesetzt worden sind. 

22. Die allein einschlägige Ausnahmevor­
schrift der Richtlinie im vorliegenden 
Rechtsstreit ist — wie die Beteiligten im 
übrigen übereinstimmend festgestellt haben 
— Artikel 10 der Richtlinie. Artikel 10 bie­
tet die Möglichkeit zu Abweichungen von 
den durch Artikel 7 in Verbindung mit An­
hang I der Richtlinie festgelegten „zulässi­
gen Höchstkonzentrationen". In diese Kate­
gorie gehören die Schadstoffe Atrazin und 
Mölinat, deren vermehrtes Auftreten im 
Wasser Anlaß für die vorliegende Rechtssa­
che war. 

23. Erste Voraussetzung für die Inan­
spruchnahme der Abweichungsermächtigung 
nach Artikel 10 Absatz 1 der Richtlinie ist 
das Vorhandensein eines „Notfalls". Bereits 
die Kennzeichnung der Voraussetzungen ei­
nes solchen Notfalls ist unter den Beteiligten 
umstritten. Die Vorstellungen der Kommis­
sion gehen dahin, daß sie ein unvorhergese­
henes, unerwartetes, plötzlich auftretendes 
Ereignis fordert. Dem hält die italienische 
Regierung entgegen, daß es für den Notfall 
nicht auf die Art und Weise der Verursa­
chung der Ausnahmesituation ankomme, 
sondern allein der Ausnahmezustand maß­
geblich sei. Würde man nur von menschli­
chem Verhalten unabhängige Ursachen ge­
nügen lassen, so würden typische Notlagen, 
wie zum Beispiel die Vergiftung der Was­
serleitungen durch einen terroristischen An­
schlag, nicht in den Anwendungsbereich der 
Norm fallen H . 

24. Das Vorliegen eines „Notfalls" sollte 
unabhängig von seiner Ursache beurteilt 
werden können. Es kommen deshalb sowohl 
Naturereignisse als auch menschliche Ver­
haltensweisen in Betracht. Eine Verengung 
auf ausschließlich von menschlichem Ver­
halten unabhängige Ereignisse würde den 
Anwendungsbereich der Norm unnötig ein­
schränken. Artikel 10 der Richtlinie sollte 
grundsätzlich auf alle Notfälle, gleich wel­
chen Ursprungs, anwendbar sein. 

25. Zur Kennzeichnung der weiteren Um­
stände des Notfalls ist der Kontext des 
Rechtsterminus zu berücksichtigen. Zwar 
impliziert der Begriff „Notfall" ein kurzfri­
stiges Entstehen der Ausnahmesituation. Al­
lerdings kann die Definition des Notfalls 
nicht losgelöst gesehen werden von den 
übrigen Tatbestandsmerkmalen. Insbeson­
dere das in der Reihenfolge des Artikels 10 
Absatz 1 letzte Merkmal, die nicht anders 
sicherzustellende Trinkwasserversorgung, 
muß Beachtung finden. 

26. Zur Terminologie dieser letzten Vor­
aussetzung ist jedoch vorab eine Anmer­
kung zu machen. Ausschließlich im deut­
schen und dänischen Richtlinientext ist von 
der „Trinkwasserversorgung" in Artikel 10 
Absatz 1 die Rede. In den amtlichen Texten 
sämtlicher anderer Gemeinschaftssprachen 
heißt es entsprechend dem Titel der Richtli­
nie „Wasser für den menschlichen Ge­
brauch". Der Begriff „Wasser für den 
menschlichen Gebrauch" ist weiter als der 
Terminus „Trinkwasserversorgung", da da­
mit auch andere Gewinnungsarten als das 
Oberflächenwasser erfaßt werden15. Im 

14 — Siehe S. 10 des Sitzungsprotokolls. 15 — Siehe Artikel 1 der Richtlinie 75/440/EWG. 
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übrigen enthält Artikel 10 Absatz 2 eine ei­
gene Ausnahmeregelung zur Sicherung der 
Trinkwasserversorgung aus Oberflächen­
wasser. Sowohl die Überlegung, daß in Arti­
kel 10 sinnvollerweise zunächst eine Aus­
nahmeregelung für den gesamten Anwen­
dungsbereich der Richtlinie vorgesehen ist, 
als auch die Tatsache, daß für die Trink­
wassergewinnung aus Oberflächenwasser 
eine spezielle Regel geschaffen wurde, spre­
chen dafür, daß die in sieben Amtssprachen 
übereinstimmende Fassung auch die authen­
tische ist. 

27. Das Unvermögen, die Versorgung mit 
Wasser für den menschlichen Gebrauch si­
cherzustellen, ist ein wesentliches Kennzei­
chen des Notfalls. Freilich — und insoweit 
ist den Ausführungen der italienischen Re­
gierung beizupflichten14 — darf sich ein 
Mitgliedstaat nicht zur Rechtfertigung sei­
nes rechtswidrigen Vorverhaltens auf einen 
Notfall berufen. Sieht sich der Mitgliedstaat 
hingegen vor das Problem gestellt, die von 
der Richtlinie vorgeschriebenen Werte nicht 
einhalten zu können, und ergreift er Maß­
nahmen, um diesem Zustand abzuhelfen, so 
sollte er nach Sinn und Zweck der Regelung 
die Möglichkeit haben, sich für eine Über­
gangszeit auf die Ausnahmevorschrift zu be­
rufen. Wenn die Richtlinienwerte nicht un­
verzüglich zu erreichen sind, wäre dies sonst 
ein gemeinschaftswidriges Verhalten, ohne 
daß der Mitgliedstaat eine gemeinschafts­
konforme Lage herstellen könnte. 

28. Unter welchen Umständen die Versor­
gung mit Wasser für den menschlichen Ge­
brauch nicht hergestellt ist, bedarf einer nä­
heren Betrachtung. Insbesondere stellt sich 
die Frage, ob eine Notversorgung mit Hilfe 

von Kanistern und Tanks noch eine ausrei­
chende Versorgung darstellt, so daß von der 
Ausnahmeregelung kein Gebrauch gemacht 
werden dürfte. 

29. Eine durch Rechtsakt auferlegte Pflicht 
zur Umstellung der Wasserversorgung, um 
eine Ausnahmeregelung nach Artikel 10 der 
Richtlinie zu verhindern, könnte nur dann 
eine Berechtigung haben, wenn dadurch die 
Versorgung qualitativ verbessert werden 
könnte. Gerade das wäre aber bei der ge­
schilderten Notversorgung nicht gewährlei­
stet. Es kann nicht Sinn und Zweck der Tat­
bestandsvoraussetzungen für eine Ausnahme 
sein, den Mitgliedstaat zu einer schlechteren 
und aufwendigeren Wasserversorgung zu 
verpflichten, bevor er zum Erlaß der Aus­
nahmeregel berechtigt ist. 

30. Außerdem muß dem Mitgliedstaat ein 
Abwägungsspielraum bleiben, inwieweit die 
Erschließung anderer Versorgungsquellen 
wirtschaftlich vertretbar und sinnvoll ist. 

31. Ein weiteres Argument, das auf die re­
gelmäßige Wasserversorgung über das Lei­
tungsnetz abzustellen ist, ergibt sich aus ei­
ner Betrachtung der Vorschriften für das 
Trinkwasser. In Artikel 1 Absatz 2 der 
Richtlinie 75/440/EWG heißt es: „Als 
Trinkwasser im Sinne dieser Richtlinie gilt 
das für den · menschlichen Gebrauch be­
stimmte, über Verteilernetze für die Allge­
meinheit gelieferte Oberflächenwasser". 

32. Für eine großzügige Auslegung des Ab­
satzes 1 des Artikels 10 spricht auch, daß 
nach Absatz 2 Abweichungen zur Gewähr-14 — Siehe S. 10 des Sitzungsproiokolls. 
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leistung der Versorgung mit Trinkwasser 
aus Oberflächenwasser möglich sind, ohne 
daß ausdrücklich auf das Vorliegen eines 
Notfalls abgestellt wird. Es heißt dort ledig­
lich „wenn ein Mitgliedstaat gezwungen 
ist...", wobei sich die weiteren Tatbestands­
merkmale der Absätze 1 und 2 entspre­
chen. Im übrigen sollte das vorlegende Ge­
richt bei der Beurteilung der Zulässigkeit 
der mitgliedstaatlichen Erlasse auch die Re­
gelung des Artikels 10 Absatz 2 im Auge be­
halten. 

33. Die Abweichungen sind a priori nur für 
einen „begrenzten Zeitraum" zulässig. Auch 
darüber, wie dieser „begrenzte Zeitraum" 
zu bemessen sei, besteht Uneinigkeit. Im 
Ausgangsrechtsstreit wurde die Ausnahme­
regelung zunächst für ein halbes Jahr eta­
bliert. Gleichzeitig wurden durch denselben 
Rechtsakt Maßnahmen zur Behebung der 
überhöhten Schadstoffwerte vorgeschrie­
ben 16. Vor Ablauf der Halbjahresfrist wurde 
die Geltungsdauer des Beschlusses vollin­
haltlich um ein Jahr verlängert w. Damit war 
für einen Zeitraum von eineinhalb Jahren 
ein Grenzwert für Atrazin von einem Mi­
krogramm erlaubt, im Gegensatz zu einem 
Wert von 0,1 Mikrogramm nach der Richt­
linie. Lange vor Ablauf der Gültigkeitsdauer 
des letztgenannten Beschlusses wurden im 
April 1987 neue höhere Grenzwerte sowohl 
für Atrazin (1,7 Mikrogramm) und erstma­
lig für Mölinat (6,0 Mikrogramm) zugelas­
sen. 

34. Diese erneute gesetzgeberische Inter­
vention deutet darauf hin, daß es nicht 

möglich war, die niedrigeren Grenzwerte zu 
einem früheren Zeitpunkt sicherzustellen. 
Schließlich sind Abweichungen von den 
Richtlinienwerten erneut — wie in der 
mündlichen Verhandlung seitens des Vertre­
ters der italienischen Regierung vorgetragen 
wurde — bis Ende 1988 erlaubt. Im Ver­
gleich zu dem vorhergehenden Beschluß 
sind die Grenzwerte allerdings verringert 
worden (1,0 Mikrogramm Atrazin, 4,0 Mi­
krogramm Mölinat). Insgesamt sind also 
Abweichungen für einen Zeitraum von 
zweieinhalb Jahren zugelassen worden. 

35. Die Kommission ist der Ansicht, dies 
entspräche nicht den Anforderungen an das 
Merkmal eines „begrenzten Zeitraums". Si­
cher ist, daß die Richtlinie keine Aussage 
über die absolute Dauer einer zulässigen 
Ausnahmeregelung macht. Die einzelnen 
mitgliedstaatlichen Rechtsakte waren befri­
stet, wobei selbst die Zusammenrechnung 
ihrer Gültigkeitsdauer einen überschaubaren 
Zeitraum darstellt. Es ist jedoch nicht sach­
gerecht, eine absolute Größe für die Kenn­
zeichnung eines „begrenzten Zeitraums" 
aufzustellen. Vielmehr muß auch hier ein 
Abwägungsprozeß stattfinden, in dem Mo­
mente wie die Intensität der Maßnahmen 
zur Abhilfe eines Notfalles, die Möglichkeit 
von Alternativmaßnahmen sowie das Be­
dürfnis nach Zulassung erhöhter Grenz­
werte miteinfließen sollen. 

36. Die Tatsache allein, daß eine Ausnah­
meregelung in ihrer Gültigkeitsdauer verlän­
gert wird, spricht deshalb noch nicht gegen 
ihre Zulässigkeit. Allerdings kann ein unre-
flektiertes Fortschreiben einer einmal getrof­
fenen Ausnahme nicht zulässig sein. Bei der 
Verlängerung muß, wie beim Erlaß der Re­
gelung, das Bedürfnis für diese unter Be­
rücksichtigung der Begleitumstände geprüft 
werden. 

16 — Siehe den Beschluß des Gesundheitsministeriums vom 25. 
Juni 1986, der eine Gültigkeitsdauer bis zum 31. Dezember 
1986 vorsieht. 

17 — Siehe den Beschluß vom 22. Dezember 1986 mit Wirkung 
bis zum 31. Dezember 1987. 
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37. Jegliche Ausnahmeregelungen nach Ar­
tikel 10 dürfen nur unter der Bedingung er­
lassen werden, daß die „Volksgesundheit 
nicht in unzumutbarer Weise gefährdet 
wird". Fraglich ist, unter welchen Voraus­
setzungen dieses Merkmal erfüllt ist. 

38. Die Kommission ist der Ansicht18, der 
Mitgliedstaat habe den Beweis für die Un­
schädlichkeit der Maßnahmen zu erbringen, 
wobei nicht nur auf die Wirkungen jeder 
einzelnen Substanz (Atrazin und Mölinat) 
abzustellen ist, sondern die anderer toxi­
scher Stoffe und deren Zusammenwirken 
(Synergieeffekt) geachtet werden muß. Im 
vorliegenden Falle könne ein Risiko für die 
Volksgesundheit „nicht absolut ausgeschlos­
sen werden"19 . Für diese Argumentation 
spricht, daß durch die höchstzulässigen 
Schadstoffkonzentrationen der Richtlinie 
eine Vermutung für die Schädlichkeit der 
Substanzen jenseits der Grenzwerte ange­
nommen werden kann. 

39. Die italienische Regierung macht dem­
gegenüber geltend, daß es hier nicht um 
eine Frage der Beweislastverteilung im klas­
sischen Sinne gehe. Für diesen Standpunkt 
sprechen folgende Überlegungen: Die Kom­
mission selbst hat nicht behauptet, daß bei 
Überschreitung der Richtlinienwerte eine 
konkrete Gefährdung für die menschliche 
Gesundheit eintrete. Die Richtlinie verfolgt 
zwar den Zweck, die Lebensqualität zu ver­
bessern. Das besagt jedoch nicht, daß eine 
Gesundheitsschädlichkeit oberhalb der 
Richtliniengrenzwerte feststünde oder auch 
nur zu unterstellen sei. Gerade die grund­
sätzliche Möglichkeit zu Abweichungen von 
den Werten unter bestimmten Vorausset­
zungen spricht gegen eine absolute Gefähr­

lichkeit. Auch der Wortlaut der Richtlinien­
bestimmung, nach dem eine unzumutbare 
Gefährdung der Abweichung entgegensteht, 
läßt den Schluß zu, daß eine leichte Gefähr­
dung gegebenenfalls in Kauf zu nehmen ist. 
Die bloße potentielle Erhöhung eines Risi­
kos, das bei einer Überschreitung der Richt­
linienwerte immer zu unterstellen ist, kann 
sich einer Ausnahmeregelung noch nicht 
entgegenstellen. Die Abweichungsmöglich­
keit würde ihres Sinns und Anwendungsbe­
reichs entleert, würde man diese theoreti­
sche Risikoerhöhung genügen lassen, um 
eine Ausnahmeregelung daran scheitern zu 
lassen. 

40. Gegen eine Beweislastverteilung im 
Sinne des Verständnisses der Kommission 
spricht weiter, daß der Mitgliedstaat die Ab­
wesenheit bestimmter Umstände beweisen 
müßte, ohne daß durch die Norm konkrete 
Kriterien zur Erfassung der Umstände zur 
Verfügung gestellt würden. Diese Unwäg­
barkeiten für die Beweislage können nicht 
gegen ein mitgliedstaatliches Handeln im 
Rahmen der Ermächtigungsnorm nach Arti­
kel 10 der Richtlinie sprechen. Die gefor­
derte „unzumutbare Gefährdung" der 
Volksgesundheit muß zumindest wahr­
scheinlich sein, damit dieses Merkmal eine 
Ausnahme verhindern könnte. Soweit eine 
Wahrscheinlichkeit nicht gegeben ist, ver­
fügt der Mitgliedstaat über einen Beurtei­
lungsspielraum. Die postulierte Flexibilität 
der Richtlinie kann sinnvoll nur über ein Er­
messen bei der Beurteilung der Ausnahme­
voraussetzungen durch den Mitgliedstaat 
erzielt werden. In den Abwägungsprozeß 
muß aber auch der Synergieeffekt der 
Schadstoffe einfließen. 

41. Abschließend ist zu klären, inwieweit 
die Verletzung der Mitteilungspflicht an die 
Kommission nach Ergreifen der Maßnahme 
ihrer Zulässigkeit entgegenstehen kann 

18 — Siehe S. 18 des Sitzungsprotokolls. 
19 — Ci troviamo quindi dinazi ad una ipotesi in cui non è possi­

bile escludere assolutamente, come lo fa la direttiva, un ri­
schio inaccettabile per la salute pubblica. 
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(Artikel 10 Absatz 3 der Richtlinie 
80/778/EWG). Da es sich hier um eine 
nachträgliche Unterrichtung handelt, kann 
die Mitteilung keine Wirksamkeitsvorausset­
zung wie beispielsweise ein Genehmigungs­
vorbehalt sein. Da auch bei korrektem mit­
gliedstaatlichem Verhalten die Kommission 
von der Ausnahme erst in Kenntnis gesetzt 
wird, wenn der Abwägungsprozeß abschlie­
ßend stattgefunden hat, kann auch nicht da­
von ausgegangen werden, daß der Kommis­
sion über Artikel 10 Absatz 3 eine Einfluß­
möglichkeit auf die Ausgestaltung der kon­
kreten Maßnahme eingeräumt werden 

sollte. Die unterlassene, beziehungsweise 
verspätete Mitteilung stellt sich als ein ge­
meinschaftswidriges Verhalten des Mitglied­
staats dar. Es steht jedoch der Wirksamkeit 
der im übrigen zulässigerweise erlassenen 
Ausnahmevorschrift nicht entgegen. 

42. Die Auslagen der italienischen Regie­
rung sowie der Kommission sind nicht er­
stattungsfähig. Die Entscheidung über die 
Kosten des Vorabentscheidungsverfahrens 
ist Sache des nationalen Gerichts (Artikel 
104 § 3 der Verfahrensordnung des Ge­
richtshofes). 

C — Schlußantrag 

Ich schlage vor , dem um Vorabentscheidung ersuchenden Gericht folgendermaßen 
zu an twor ten : 

4 3 . Eine mit Artikel 10 Absatz 1 der Richtlinie 8 0 / 7 7 8 / E W G zu vereinbarende 
Ausnahmerege lung ist gegeben, wenn sämtliche Tatbes tandsmerkmale vorliegen, 
wobe i den Mitgl iedstaaten bei der Beurteilung der einzelnen Vorausse tzungen ein 
wei ter Beurteilungsspielraum zur Verfügung steht. 

5116 


